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zu Berlin am 4. Oktober 2017 

Begiaubigte Kopie 

Urkundenrolle Nr. 

Verhandelt 

Vor dem unterzeichneten Notar 

Uwe S c h a r n h o r s t 

Fasanenstraße 5, 10623 Berlin 

erschien heute in seinen Amtsräumen: 

Frau Anne Kjaer Riechert, geb. am 24.08.1982, 

wohnhaft Mittenwalder Straße 7, 10961 Berlin, 

Die Erschienene ist dem Notar von Person bekannt. 

295 /2017 
- e inseitig beschrieben -

D4 ~89-1 7 

Der Notar erläuterte das Mitwirkungsverbot nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BeurkG. Daraufhin 

fragte der Notar die Erschienene, ob der Notar oder der mit ihm in der Sozietät tätige 

Rechtsanwalt Wolf Schuler in einer Angelegenheit, die Gegenstand dieser Beurkundung ist. 

außerhalb des Notaramtes tätig waren oder sind. Eine Vorbefassung v.rurde von der 

Beteiligten verneint. 

Nach Hinweis des amtierenden Notars auf das Berliner Datenschutzgesetz erklärten sämtliche 

Beteiligte ihr Einverständnis mit der Speicherung und Verarbeitung aller urkundsrelevanten 

Daten einschließlich der persönlichen Angaben. 
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Die Erschienene erklärte vorab, dass sie ihre nachstehenden Erklärungen nicht im eigenen 

Namen vornimmt, sondern als von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite, zur 

Alleinvertretung befugte Geschäftsführerin der im Handelsregister des Amtsgerichts 

Charlottenburg zu HRB 1742 13 eingetragenen ReDI School of Digital Integration gGmbH, 

geschäftsansässig Zinnowitzerstraße 8, 10115 Berlin, nachstehend als „die Gesellschafterin· ' 

bezeichnet. 

Die Gesellschafterin bat den Notar ihre nachstehenden Erklärungen zur Gründung der 

nachbezeichneten Gesellschaft zu beurkunden und erklärte : 

1. 

Die Gesellschafterin gründet hiermit die ReDI School of Digital Integration -Mun- gUG 

(haftungsbeschränkt) nach Maßgabe des dieser Niederschrift als Anlage 1 beigefügten 

Gesellschaftsvertrages. Nach dem Verlesen dieser Anlage durch den Notar stellte die 

Gesellschafterin diesen Gesellschaftsvertrag fest und übernahm den darin genannten 

Geschäftsanteil zu den dort genannten Bedingungen. 

II. 

Die Gesellschafterin hält heute unter Verzicht auf sämtliche Frist- und Formvorschriften nach 

dem Gesellschaftsvertrag und dem Gesetz eine Gesellschafterversammlung ab und beschließt 

einstimmig was folgt. 

Frau Anne Kjaer Riechert, geb. am 24.08.1982. Mittenwalder Straße 7. 1096 1 Berlin. wird 

zur Geschäftsführerin der Gesell schaft bestellt. Sie vertritt die Gesellschaft nach den 

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und ist von den Beschränkungen des § 181 BGB 

befreit. 

III. Hinweise 

a l J a~~ J11.' ( 1t'Sl' llsrhatl nst mit J er l intragung in da~ Handebreg.1-,k r l"!1Nt:h1. 
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b) der vor der Eintragung der Gesellschaft m das Handelsregister m ihrem Namen 

Handelnde persönlich nach § 11 Abs. 2 GmbHG haftet; 

c) die Gesellschafterin der Gesellschaft solidarisch für den Schaden haftet. der dadurch 

entsteht. dass sie vorsätzlich oder grob fahrlässig einer Person die Führung der 

Geschäfte überlässt die nicht Geschäftsführer sein kann. und diese Person die ihr 

gegenüber der Gesellschaft bestehenden Obliegenheiten verletzt; 

d) die Gesellschafterin auch bei Eintragung für einen bei Handelsregistereintragung auf 

das Stammkapital entstandenen Fehlbetrag haftet (Unterbilanzhaftung): 

e ) eine Geldeinlage. die bei wirtschaftlicher Betrachtung und auf Grund einer 1m 

Zusammenhang mit der Übernahme der Geldeinlage getroffenen Abrede ganz oder 

teilweise als verdeckte Sacheinlage zu bewerten ist keine Erfüllungswirkung hat; 

f) eme Vereinbarung. derzufolge die Gesellschaft einem Gesellschafter eine Leistung 

schuldet. die wirtschaftlich einer Rückzahlung der Einlage entspricht. der Erfüllung der 

Einlageschuld nur unter den Voraussetzw1gen des § 19 Abs. 5 GmbHG nicht 

entgegensteht. insbesondere in der Anmeldung gern. § 8 GmbHG anzugeben ist:. 

g) eine gesetzliche Rücklage gern. § Sa Abs. 3 GmbHG zu bilden ist und diese nur für die 

dort genannten Zwecke verwendet werden darf; 

h) der Geschäftsführer bei Zahlungsunfähigkeit und/oder bei Überschuldung der 

Gesellschaft zur Stellung eines Insolvenzantrags verpflichtet ist ( § 15a InsO). 

IV. Vollmacht 

Die Gesellschafterin erteilte den Notariatsmitarbeitern des amtierenden Notars Antje Tormyn 

und Brit Weser und einem von dem Notar in gesonderter Urkunde bestimmten Mitarbeiter 

jeweils einzeln Vollmacht. etwaige Änderungen des Gesellschaftsvertrages zu vereinbaren 

und zum Handelsregister anzumelden. falls dies \'On der Gesellschafterin \ or Eintragung 
. . 

gev,ünscht wird undioder zur Eintragung der (iesellschaft in das Handelsregister erforderlich 

oder 1v,eckdienlich ist. Das Vorliegen dieser Vorausseuungen ist \Oll dem Registergericht 

nicht zu prüfen. 
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Die Gesellschafterin erteilt dem Notar den Auftrag, von den beurkundeten Erklärungen nur im 

Interesse der Beteiligten und der Übernahme der Amtshaftung Gebrauch zu machen. Von 

dieser Vollmacht kann nur vor dem beurkundenden Notar Gebrauch gemacht werden. 

V. Kosten 

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten bis zu einem Gesamtbetrag 

Yon 300,00 €, höchstens jedoch bis zum Betrag ihres Stammkapitals. Darüberhinausgehende 

Kosten trägt der Gesellschafter. 

VI. Abschriften 

Von dieser Urkunde erhalten beglaubigte Abschriften: 

die Gesellschafterin, 

die Gesellschaft zwei, 

das Registergericht ( elektronisch begl. Abschrift), 

das zuständige Finanzamt für Körperschaften. 

/ 
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Das Protokoll nebst Anlage wurde der Erschienenen von dem Notar vorgelesen, von 

ihr genehmigt und von ihr und dem Notar eigenhändig wie folgt unterschrieben: 



Anlage zur notariellen Verhandlung des otars Uwe Scharnhorst 
in Berlin vom 04.10.2017- URNr295 /2017 

041290-1 7 

Gesellschaftsvertrag 

§ 1 Firma, Sitz 

::)ie Gesellschaft ist eine gemeinnützige Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) 
unter der Firma 

ReDI School of Digital Integration -Mun- gUG (haftungsbeschränkt) 

ie hat ihren Sitz in Berlin. 

~ Jas Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr . 

.! Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt. 

§ 2 Zweck der Gesellschaft 

b \·eck der Gesellschaft ist die Förderung der Erziehung, der Volks- und Berufsbildung und 

die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, für Flüchtlinge, 

\"ertriebene. Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene. 

Kriegsbeschädigte und Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe für 

Opfe r von Straftaten, sowie die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements 

zugunsten der vorgenannten gemeinnützigen Zwecke. 

~ Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch l lnterstützungsleistungen bei der 

\\ irtschaftlichen und sozialen Integration von Flüchtlingen in Deutschland und in 

furopa. insbesondere durch: 

die Bereitstellung von Kursen und Weiterbildung für Flüchtlinge zur Erlangung von 

Program mier- und arbeitsmarktnahen IT:Kenntnissen: 

die f rstellung , ·on Kursinhalten u.a . zur Frlangung , nn Programmierkenntnissen. 

d ic online LUr \ · erfügung geste ! lt ,,._·erden: 

die Bereitstellung , ·on Laptops für die Kursteilnehmer: 

1'.ontakten ; u potentiellen Arbeitgebern und 1entorcnschaftcn 

l lil k hL·im \uthau cim·-., bcru1l iclw11 '-L'l/\\L'rk -., 
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oder bei Auflösung der Körperschaft oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke 

nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 

acheinlagen zurück. 

\1inel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden; § 

: _-\0 bleibt jedoch unberührt. 

E- darf keine Person, die durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das 

Yermögen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Gesellschafter 

und den gemeinen Wert der von den Gesellschaftern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, 

an die im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg zur HRB 149695 B 

t>mgetragene Initiative Schule im Aufbruch gGmbH und für den Fall, dass diese 

t>:rlo chen sein sollte an die von den Gesellschaftern durch Gesellschafterbeschluss 

bestimmte juristische Person des öffentlichen Rechts oder die bestimmte 

"~cuerbegünstigte Körperschaft j eweils zwecks Verwendung zur Förderung der Bildung. 

§ 4 Stammkapital und Geschäftsanteile 

1 Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1.000 Euro. 

Hiervon hat übernommen 

die Gesellschafterin ReDI School of Digital Integration gGmbH, geschäftsansässig 

Linnowitzerstraße 8, 1011 5 Berlin einen Geschäftsanteil in Höhe von 1.000 Euro, lfd . 1 

in der Liste der Gesell schafter der Gesellschaft. 

Die Einlage auf den Geschäftsanteil ist in Geld in vo ller Höhe von der Gesellschafterin 

zu erbringen. 

§ 5 Geschäftsführung 

Die Uesell schaft hat einen oder mehrere Ueschäftsführer. 

Ist nur ein Ueschäftsführer bestell t. so ve11ritt er die Uesell scbaft allein. Sind mehrere 

(ieschäftsführer beste ll t. so v;ird die Gesellschaft\ on ;v;e i ( ieschätlsführern gemeinsam 

nder, 011 einem ( ieschäfü,führer in < iemeinschaft mit e i11l'm Prokuristen\ ertrcten . Jedem 
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3. Daneben kann die Gesellschaft auch die ideelle und finanzielle Förderung anderer 

steuerbegünstigter Körperschaften, Körperschaften des öffentlichen Rechts oder auch 

von ausländischen Körperschaften zur ideellen und materiellen Förderung und Pflege 

der Förderung der Erziehung. der Volks- und Berufsbildung und der Förderung der 

Hilfe für politisch. rassisch oder religiös Verfolgte, für Flüchtlinge, Vertriebene, 

Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und 

Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe für Opfer von 

Straftaten, sowie die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten der 

vorgenannten gemeinnützigen Zwecke, vornehmen (gern. § 58 Nr. 1 AO). Darüber 

hinaus darf die Gesellschaft Mittel im Sinne des § 58 Nr. 2 AO teilweise einer anderen 

ebenfalls steuerbegünstigten Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen 

Rechts zur Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke zur Verfügung stellen. 

-+. Die Gesellschaft ist im Rahmen ihres Zwecks zur Vornahme aller Geschäfte berechtigt, 

die geeignet sind, den Unternehmensgegenstand zu fördern. Die Gesellschaft ist 

berechtigt, Unternehmen im In- und Ausland zu erwerben, zu gründen oder sich daran zu 

beteiligen, sofern dies der Förderung der gemeinnützigen Zwecke dient. Die Gesellschaft 

kann gleichermaßen die Trägerschaft für nicht rechtsfähige Stiftungen und auf der 

Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung die Verwaltung rechtsfähiger Stiftungen 

übernehmen sowie die Trägerschaft auf Gewinnerzielung ausgerichteter Gesellschaften. 

Weiterhin kann die Gesellschaft Stipendien vergeben, sofern der Stipendiat in die 

Verwirklichung der zuvor genannten Zwecke eingebunden ist. Die Stipendien sind der 

Allgemeinheit zugänglich und die Vergaberegeln werden der Öffentlichkeit zugänglich 

gemacht werden. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

l. Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke 1111 

Sinne des Abschnitts .. Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Die Körp.erschaft ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster L·inic eigenwi1tschafüiche 

lfü:cke. Mine! der Cresellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen h w ckc Yerv,.endet 
werden. 

~ l )ic ( Tese ll~chatler dürfen ke ine (Je\\ innan1 L' ile und auch keine sonstigen / u\\endung:en 

au-, \ 1ith:ln der Kilrperschatt erhaltl'n l)ie ( rl'sel]scha1tl'r nhal1 en ht:i ihrem ·\usscheiden 
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oder bei Auflösung der Körperschaft oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke 

nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 

acheinlagen zurück. 

~ :\linel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden; § 

.:-8 .-\0 bleibt jedoch unberührt. 

„ E darf keine Person, die durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind 

oder durch w1Verhältnismäßig hohe Vergütw1gen begünstigt werden. 

Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das 

\·ermögen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Gesellschafter 

!.lild den gemeinen Wert der von den Gesellschaftern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, 

:m die im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg zur HRB 149695 B 

f'mgetragene Initiative Schule im Aufbruch gGmbH und für den Fall, dass diese 

;:-:: :o chen sein sollte an die von den Gesellschaftern durch Gesellschafterbeschluss 

xstimmte juristische Person des öffentlichen Rechts oder die bestimmte 

s:euerbegünstigte Körperschaft jeweils zwecks Verwendung zur Förderung der Bildung. 

§ 4 Stammkapital und Geschäftsanteile 

Jas Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1.000 Euro. 

HierTon hat übernommen 

die Gesellschafterin ReDI School of Digital Integration gGmbH, geschäftsansässig 

Zinnowitzerstraße 8, 10115 Berlin einen Geschäftsanteil in Höhe von 1.000 Euro, lfd. 1 

:n der Liste der Gesellschafter der Gesellschaft. 

Die Einlage auf den Geschäftsanteil ist in Geld in voller Höhe von der Gesellschafterin 

zu erbringen. 

§ 5 Geschäftsführung 

Die Uese ll schaft hat einen oder mehrere ( i-eschäftsflihrer. 

Ist nur ein Ueschäftsführer bestellt. so vertritt er die Gese llschaft allein. Sind mehrere 

(ie"chäftsführer bestellt. so wird die Gesellschaft \ O n /\\Ci (reschättsführern gemeinsam 

, ,J er , on einem ( ,eschäth führer in ( iemeinscha n mit einem Prokuri~kn , ertreten. Jedem 
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Geschäftsführer ka1m auch in diesem Fall Einzelvertretungsbefugnjs erteilt werden. 

Jedem Geschäftsführer kann Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt 

\\ erden. so dass er die Gesellschaft bei Rechtsgeschäften mit s ich selbst oder mit sich als 

\"erueter eines Dritten vertreten kann. 

§ 6 Zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte 

e Ge chäftsführer bedürfen der vorherigen Zustimmung durch Gesellschafterbeschluss bei 

~ hreitung des genehmigten Jahresbudgets. 

§ 7 Gesellschafterversammlung 

:),e Gesellschafterversammlung ist einzuberufen. wenn eme Beschlussfassung der 

.e ellschaft erforderlich wird oder wenn die Einberufung aus einem sonstigen Grunde 

~ Interesse der Gesellschaft liegt. In jedem Falle ist jährlich eme 

(; -ellschafterversammlung innerhalb zwei Monaten nach Vorliegen des 

.:ahresabschlusses abzuhalten. 

D1e ordentli che Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführer in 

· rtretungsberechtigter Zahl einberufen. Die Ladung erfolgt mittels Einschreibebriefes 

:11n einer Frist von mindestens zwei Wochen unter Mitteilung der Tagesordnung. bei der 

d-.rlichen Versammlung unter Beifügung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes . 

Die Einladung kann auch per Telefax oder E-Mail erfolgen. wenn kein Gesellschafter 

.::!1e-er Form der Einladung widerspricht. 

Die Gesellschafterversammlung findet am Sitz der Gesellschaft statt. Sie kann aus 

· gründetem Anlass an einem anderen Ort abgehalten werden. 

Jeder Gese ll schafter darf an der Gesellschafterversammlung tei lnehmen. Er kann sich 

dahei durch einen anderen Gesellschafter oder einen 1ur Bcrufs\'erschv,iegenheit 

\er.pflichteten Dritten vertreten lassen~ .Jeder andere (ieseHschaftcr kann \'erlangen. dass 

,Jl h der Re\'ol lrnächtigte durch schriftli che \ 'ollrnach1 legitimiert. 

Die \'ersammlung vvird von der/dem Vorsitzenden geleitet. Die/der Vorsit,.,-ende ist \ ' Oll 

J ·n ,m,\ e~enden und \ cnretenen < 1cscll schaltern mit ahsolull'r Stimmenmehrheit /U 

\ ihlt.>n 
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~e Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 51 Prozent ( % ) des 

.:=:.mimkapitals vertreten ist. Fehlt es dran, so ist innerhalb von vier Wochen eine neue 

- ·-=:-sammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen. die immer beschlussfähig ist. 

J::..•«mi ist in der wiederholten Ladung hinzuweisen. 

§ 8 Gesellschafterbeschliisse 

Bes hlüsse der Gesellschafter können außer in den vom Gesetz vorgesehenen Verfahren 

-~h in anderer Weise gefasst werden, insbesondere durch Telefonkonferenz oder 

\ .deokonferenz. sonstige Telekommunikation oder durch Abstimmung teils in der 

• e:-::.ammlung. teils durch externe Stimmabgabe. Zu einem vom Gesetz abweichenden 

.\ ~slirnmungsverfahren müssen alle Gesellschafter ihre Zustimmung erklären. Das 

- eichende Beschlussverfahren, die Zustimmung aller Gesellschafter hierzu und das 

Beschlussergebnis sind in der Niederschrift festzustellen. 

- - llschafterbeschlüsse werden mit absoluter Mehrheit der Stimmen gefasst. soweit 

·~hi die Satzung oder das Gesetz zwingend eine andere Mehrheit vorschreiben. 

j .\b:gestimmt wird nach Geschäftsanteilen. Je ein Et1ro eines Gescl1äftsanteils gewährt 

.;: 

umme. 

3c~:nden sich alle Geschäftsanteile der Gesellschaft in der Hand eines Gesellschafters. 

t1at er unverzüglich nach der Beschlussfassung eine Niederschrift aufzunehmen und 

Z'~ :.1.merschreiben. Sofern mehrere Gesellschafter die Geschäftsanteile der Gesellschaft 

:-~:en. hat die ( der) Vorsitzende oder ein Geschäftsführer über die gefassten Beschlüsse 

.!::\ erzüglich eine Niederschrift aufzunehmen. zu unterschreiben und den Gesellschaftern 

L.:.zaleiten. Diese können innerhalb 4 Wochen nach Eingang der Niederschrift eme 

E::-~änzung oder Berichtigung der Niederschrift schriftlich verlangen. Die 

...:n\\ idersprochene oder ergänzte bz\V. berichtigte Niederschrift hat die Vermutung der 

R: htigkeit und Vollständigkeit. 

(ie-eII chafterbeschlüsse können nur innerhalb 6 Wochen nach Empfang der 

.'\1eder chrift durch Klage angefochten werden. 

§ 9 Jahresabschluss 

·Jnre-,ahschluss is1 \"On der < ieschäftsfühnmg innerhalb der gesetzlichen 1-ri~t 

,-,_. ill.'n und\ 011 <imtlichen ( it''-chäftsführern 1u umerschrcihen 
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§ 10 Veräußerungsbeschränkung, Ankaufsrecht 

Die Abtretung oder Belastung eines Cieschäftsanteils oder eines Teiles desselben bedarf 

Z'..! ilirer Wirksamkeit der Genehmigung durch die Gesellschaft nach Vorliegen eines 

- .:dlschafterbeschlusses. Die Genehmigung der Gesellschaft ist bei Einhaltung des in § 

.\b . 2 Satz 1 und 2 bestimmten Verfahrens zu erteilen ist, ohne dass das Vorliegen 

---- :- \"oraussetzungen von Dritten zu prufen ist. 

\ :- Abtretung emes Geschäftsanteils gleich aus welchem Rechtsgrnnd hat der 

--c.llllgswillige Gesellschafter den Geschäftsanteil zunächst den übrigen 

Gesdlschaftern schriftlich zum Kauf als gemeinschaftlichen Anteil anzubieten. Die 

~::gen Gesellschafter oder Einzelne von ihnen, mehrere im Verhältnis ihrer 

~häftsanteile, können innerhalb von 4 Wochen nach Zugang der Mitteilung 

s.. .. ~-:filich Yerlangen, dass ihnen der Anteil als gemeinschaftlicher Anteil abgetreten 

-u-d. ofem sie nicht bereits zuvor auf ihr Ankaufsrecht schriftlich verzichtet haben. Als 

-=en1eistung ist der Wert des Anteils gemessen an der Höhe der eingezahlten 

~p:ralameile oder dem gemeinen Wert der geleisteten Sacheinlage zu zahlen, und zwar 

Z~g um Zug gegen Abtretung 

§ 11 Einziehung von Geschäftsanteilen 

D!e Einziehung von Geschäftsanteilen ist mit Zustimmung des betroffenen 

u sdlschafters jederzeit zulässig. 

Der lustimmung des betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht. 

wenn über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet ist oder die Eröffnung 

eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird; 

\\ enn sein Geschäftsanteil gepfändet ist und die Pfändung nicht innerhalb von zwei 

\1onaten aufgehoben v, ird: · 

\\enn in seiner Person ein anderer \~ichti !ler ( rrund. der seine Ausschließunu aus der 
~ ~ 

(jese l lschaft rechtfertigt. gegeben ist. 
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~:eh1 ein Geschäftsanteil mehreren Gesellschaftern gemeins haftlich zu. so genügt es, 

,, nn ein Einziehungsgrund in der Person eines der \1itgesellschafter vorliegt. Die 

-:esellschaft oder die Gesellschafter können bei der Pfändung eines Geschäftsanteils 

r! Yollstreckenden Gläubiger befriedigen und al dann den gepfändeten Anteil 

~~.ziehen. Der betroffene Gesellschafter darf der Befriedigung nicht widersprechen. 

- der Einziehung kann die Gesellschafte:rYersammlung beschließen, dass der 

~häftsanteil auf einen oder mehrere von ihr bestimmte Gesellschafter oder Dritte zu 

x:-.ragen ist. 

f- inziehung und die Abtretung ist von der Gesellschafterversammlung nur mit 

- :mer Stimmenmehrheit zu beschließen. Der betroffene Gesellschafter hat kein 

~ recht. Seine Stimmen bleiben bei der Berechnung der erforderlichen Mehrheit 

a::Sc:- Betracht. Die Einziehung wird durch die Geschäftsführung erklärt, sie wird 

• sam mit dem Zugang dieser Erklärung bei dem betroffenen Gesellschafter. 

O!:- Be chluss zw- Einziehung des Geschäftsanteils ist entweder mit einem Beschluss 

r-:: ~ eubildung eines Geschäftsanteils zu verbinden oder mit einem Beschluss zur 

• ..:"":,:~ kung der übrigen Geschäftsanteile oder mit einem notariell zu beurkundenden 

Bcs.:hluss zur Kapitalherabsetzung, jeweils im Umfang des Nennbetrages des 

- ""lgezogenen Geschäftsanteils. Neu gebildete Geschäftsanteile können der Gesellschaft 

:gene Geschäftsanteile, Mitgesellschaftern oder Dritten zugewiesen werden. 

ü1 J-alle der Einziehung oder Abtretung hat der betroffene Gesellschafter emen 

\:-_,pruch auf eine Einziehungsvergütung nach Maßgabe der Regelung in ~ J Ziffer 3. 

§ 12 Befreiung vom Wettbewerbsverbot 

B '-.,teht /\\ ischen der Iätigkeit der ( iesdls~bafl. gemäß ~ 2 der Satlung und ·der 

..... ::~!\~il C iesellschafkr~ und oder emes ( ieschäftsführer~ 

\ tr:be,\ erhssituation. so kann die Gese llschafterYersammlung dem Gesellschafter und 

.Jer (iesc häftsfüh rer Befreiung rnn dc:m Wettbev- erhsYerhot erteilen. sov, eit ein 

... h__., gemäH den gL>•L' l/lichrn He ... ti mmungen oder der hüchstrichterl iL·hen 
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~:eht ein Geschäftsanteil mehreren Gesellschaftern gemeinschaftlich zu. so genügt es, 

"' enn ein Einziehungsgrund in der Person eines der \1itge ellschafter vorliegt. Die 

: llschaft oder die Gesellschafter können bei der Pfändung eines Geschäftsanteils 

dr:1 \'Ollstreckenden Gläubiger befriedigen und alsdann den gepfändeten Anteil 

- ~.ziehen. Der betroffene Gesellschafter darf der Befriedigung nicht widersprechen. 

• -: der Einziehung kann die GesellschafterYersarnmlung beschließen.. dass der 

~ häftsanteil auf einen oder mehrere von ihr bestimmte Gesellschafter oder Dritte zu 

::,e:-.rag en ist. 

~ !:.inziehung und die Abtretung ist von der Gesellschafterversammlung nur mit 

- :mer Stimmenmehrheit zu beschließen. Der betroffene Gesellschafter hat kein 

~ recht. Seine Stimmen bleiben bei der Berechnung der erforderlichen Mehrheit 

~=- Betracht. Die Einziehung wird durch die Geschäfts führung erklärt, sie wird 

.;.sam mit dem Zugang dieser Erklärung bei dem betroffenen Gesellschafter. 

~ Be chluss zur Einziehung des Geschäftsanteils ist entweder mit einem Beschluss 

r~ ~eubildung eines Geschäftsanteils zu verbinden oder mit einem Beschluss zur 

.-:s:o kung der übrigen Geschäftsanteile oder mit einem notariell zu beurkundenden 

Be-s.:hluss zur Kapitalherabsetzung, jeweils im Umfang des Nennbetrages des 

~ = zogenen Geschäftsanteils. Neu gebildete Geschäftsante ile können der Gesellschaft 

e:gene Geschäftsanteile, Mitgesellschaftern oder Dritten zugewiesen werden. 

LU f- alle der Einziehung oder Abtretung hat der betroffene Gesellschafter einen 

:\.::_,pruch auf eine Einziehungsvergütung nach Maßgabe der Regelung in ~ 3 Ziffer 3. 

§ 12 Befreiung vom Wettbewerbsverbot 

Be-.teht /\\·ischen der nttigkeit der (iesells¼hatt gemäß ~ 2 der SatJung und ·der 

( iesellschatk r~ und oder eines ( ieschäftsführer~ Cl!le 

\\ .:>r:be,\erbssituation. so kann die Uese llschafter\'ersammlung dem Gesell schafter und 

.Jer Geschäftsführer Befreiung ,on dem Wettbev,erbs\'erbot erteilen. so,,eit e in 

„he, gemäB den gc,et7l ichen fk-.timmungen oder der höchstrichh: rlichcn 



8 
hung be teht. Art und Umfang der Befreiung SO\\·ie ein zu zahlendes Entgelt 

· "' ~ m Gesellschafterbeschluss zu regeln. Die ReDI School of Digital Integration -

- =· ·GI haftungsbeschränkt) und die Gesellschafterin sind unentgeltlich von diesem 

ebenso befreit wie die Geschäftsführung der vorgenannten 

= ~ ich zulässig, darf auch der betroffene Gesellschafter an der 

~s:i:=::...:-~~:L ung mitwirken. 

§ 13 Geschäftsjahr 

-.s:.3..l-.r der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr beginnt mit 

r Gesellschaft in das Handelsregister und endet mit dem darauffolgenden 

§ 14 Bekanntmachungen 

LJIOC.l..:--... -:::n'..l hungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesanzeiger. 

§ 15 Gründungskosten 

~ 5-..!:iaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten bis zu einem Gesamtbetrag 

..... ~~--..,...,, ~- h„ hstens jedoch bis zum Betrag ihres Stammkapitals. Darüber hinaus gehende 

der Ge ellschafter. 

§ 16 Mediationsklausel 

l ..:: =- :~chen Beilegung von Streitigkeiten aus diesem Gesellschaftsvertrag ist zunächst 

- - \~ diationsYerfahren durchzuführen. wenn dies ein Beteiligter beantragt. Wenn sich 

- - 3~:~;!igten nicht auf einen Mediator. der in der Wirtschaftsmediation erfahren sein 

. ~migen. ni mmt die für die Gesell schaft zuständige Industrie- und Handelskammer 

- - 3~--ummung Yor. 

-• ,:.:Jiah)J he:-,timmt da:-, \ 'erfahren :-,dh:-,t. /icl dl.':-. \"erfahrrn:-. ist cme rechtlich 

-·-"1ge und umsetzbare Vereinbarung über die Beilegung aller Streitpunkte und die 

• -..:.:n,ragung. \1it ihrer sc:hri füichen Niederlegung oder hei I-- ormhedürftigkeit mit ihrer 

·"' .: :en 1-kurh.undung l'lllkt da-. \ "1.' rfahr\.'n I· -. L·mkl auch. \\ l'nn ,kr \kdial\lr 
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!-_riftl ich das Scheitern des Verfahrens erklärt. In die em Fall entscheidet der Mediator 

_:.... chiedsgutachter über die Kostentragung. 

:>er ordentliche Rechtsweg ist für die Dauer der Mediation au geschlossen. Eine Klage 

::.z Wahrung von Ausschlussfristen ist zulässig. wenn ein Antrag auf Ruhen des 

\ erfahrens bis zum Ende des Mediationsverfahrens gestellt v,·ird. Zulässig sind weiterhin 

'-faßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes. Bei Streitigkeiten über die Wirksamkeit 

~ Gesellschafterbeschlüssen wird durch den Antrag emes Beteiligten auf 

..:r hführung des Mediationsverfahrens die Anfechtungsfrist gehemmt. 

§ 17 Schlussbestimmungen 

· eir dieser Vertrag keine abweichenden Bestimmungen trifft, gelten die Vorschriften 

0!'5 GmbH-Gesetzes. 

-Ai einzelne Bestimmungen dieses Vertrages rechtlich unwirksam oder nichtig, so 

- ~;· I eine Geltung im Übrigen davon unberührt. Die Gesellschafter sind verpflichtet , 

....=:s1elle einer solchen Bestimmung eine ihrem wirtschaftli chen Zweck möglichst 

~ ekommende gütliche Vereinbarung zu treffen. 



w \\ - rJid :e C bere instimmung Yorstehender Fotokopie 
;:ci- .... . :'.hin oriiegenden Cr chrift beglaubige ich. 

Berlin. den -t Oktober _Q 1 7 
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